Die Aktionarin VIP Vereinigung Institutionelle Privatanleger
e.V., Kodln, hat folgenden Gegenantrag zu TOP 3 und TOP6/
(Gegenantrag  F) eingereicht:

" Hauptversammiung der IKB Dentsche Industriebank AG am 27, Mirz 2008

N VIESVIE-CM KB 200R02730¢

Sehr geehrier Herr Briunig,
sehr geehrte Herren vom Vorstand,

z1 der im eBAnz vom 18. 02. 2008 auf den 27. 03, 2008 sinberufenen Hauptversammiung der TK3
Deutsche Industriebank AG kiindigen wir - VIP Vereinigung Institutioneller Privatanieger e.V.
(Koln, fax + 49 1212 508233040)(www. VIP-co.com) - gemal § 126 Akt als Aktionir der
Gesellschaft folgenden (Gegén-YAntrag zur Tagesordnung an und fordem alle Aktiondre auf, mit
VIP zu stimmen odér VIP &V, zu bevollmachtigen, ihre Stimmrechte in dieser Weise oder ihrer
Weisung gemiR auszuiiben; '

1, Gegenantrag zu Punkt 3 der Tagesordnung:

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Aufsichisrat zu entlasten — VIP Vereinigung

Tnstitutioneller Privatanleger V. (Koln, fax + 49 1212 508233040) (v 0200 _,
emplichlt : Nein, '

Seite 1 von &



s211333
Schreibmaschinentext
Die Aktionärin VIP Vereinigung Institutionelle Privatanleger
e.V., Köln, hat folgenden Gegenantrag zu TOP 3 und TOP 6
(Gegenantrag F) eingereicht:

s211333
Schreibmaschinentext
"


Auch wenn von unserem fiistgerechten Gegenantrag (https/fwww kis.gmbln et/files/vip-
om, ikb072007-de.pdf) zum ersten Versuch einer ordentlichen Hauptversammlung nun drei van
vier VIP-Vorschigen durch die Verwaltung entsprochen wurde — was wir mit dankbarem
Respekt im Intetesse der Gesellschaft hinnehmen — finden wir keinen sachlichen Anlass, dem
Aufsichtsrat Entlastung anzubieten. Unverindert darf dem Aufsichtsrat keine Entlastung erteilt
werden ~ zumindest so lange pieht, wie nicht glaubwiirdig dergelegt wnd nachgewliessn wird,
dass er seinen dufsichts- und Beratungspflichien hinreichend nachgekommen ist und vicht mur
Risiko-wie Effizienzprifung sondern auch Orgemisations- und Priifungsaufoaben tatsichlich
wahr genommen wurden,

Der AR hiite rechizeitig fragen miissen, wie ein Bankvorsignd schon vor seiner Ernennung zum
Vorstandssprecher in 2004 éin ,, eigenkapitalfreies Kreditgeschdft” ohne Vorsorge fir den nun
eingelretenen Ernstfall betreiben will,

Der AR hat jahrelang den Interessenkonflikt des Bundesminister der Rinanzen ignoriert, der
cinerseits im AR alles feststellt, =zugleich it der Bundesanstakt fir
Finanzdienstleistungsaufsicht die Bankaufsicht verartwortet und schiieBlich tber  die
Kreditanstalt far Wiederaufbau (KfW) als Bicentimer aufiritt,

Erschwerend kommt der Eindruck hinzy, ddss die nun vorzeitig scheidenden Rite nicht
hinreichend daflir Sorge getragen haben, dass der umfassend neu bestellie Vorstand auch
gegeniiber grofen Aktiondren eigenstdndig und im guter Corporate Governance ‘agieren konste.
Nicht die Tatsache, dass dér Grossaktionsr mit hohem Risiko die Liquidititssicherung unserer
Gesellschaft im Verbund mit Sicherungseinrichtungen gewshrleistete, kann konzerngleiche
Verhiltnisse herstellen. Diese mit wenig Geschick und Sensibilitiit von der RfW angebotenen
Hilfen schitzien unsere gemeinsame Gesellschaft und die KIW vor weiteren Hafiun gsfragen; da
ist die Meisterleistung nur exemplarisch, wenn veroffentlichte AR-Kandidaten binnen 4%
Stunden demi'ssianieren S’t‘att Tran‘SParenz und Kiarheit 3ab0ri&rt der AR mit dar'verwaitung 9
Aktmna:en steIIt

Bs war nicht die Bank oder das IKB-Team, dass die Aktie von sinem . Witwen- und

ke

Waisenpapier auf’ fast 10% des Wertes binnen Jahresfrist stiirzen leB, sondern es war ein

kleinerer und klar abgegrenzter Teil des voin AR (bersehenen, geschenen, tiberwachten gder
unverstanidenen (eschiftes, das alles unter Wasier zu =zichen drohte. Die bisherige

Sonderpriffung hat ergeben, dass IKB CAM - im Dezember 2006 der Entlastungsperiode —
unangemessenen Einfluss auf die Risikolage der Bank bekam, Der AR, der das Zocken sicht

Uberivachte, begleitet nun den Verkaufsprozess eines Aktionars niit ¢inem | eigenen Ausschugs®

und schligt scheidend die faktische Enteignung des Minderheitsaktiondrs vor — dafiir keim'f_ﬁ

Entlastung. 7
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- Gegenantrag F -

A Gegenanirag zn Punkt 6 der Tagesordnung:

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschlieBen, die Gesellschaft zu ermichtigen, eine
Barkapitalethhung durchzufiihren, Wir fordem alle Aktionire auf, diesen Vorschlag in der
vorgelesten Fassung abzulehnen — und statt dessen zu beschliessen:

Das Grundkapital der Gesellschaft wird von 24779433216 Eurs um bis =i
1.486.765.992,96 Furo auf bis zu 1.734,560.325,12 Furo durch Ausgabe von bis zn
380.767.966 neuen auf den Inhgber laenden Stijckaktion (eweils -mit einem
rechnerischen anteiligen Betrag am Grundkapital von 2,56 Buro) gesen Bareirilagen
ethoht. Die neuen Aktien sind von Beginn des bei Eintragimg der Durchftihrung der
Kapitalerhohung in das Flandelsregister Jaufenden Geschifisiahres an gewinnberechtigt.
Die neven Altien werden den Aktiousren it einem Bezygsverhiltnis von 1 zu 6 zum
Bezug angeboten, d:h. fir eine alte Aktié konnen sechs nepe Altien bezogen werden.
Soweit den Aktiondiren nicht der unmittelbare Bezug der neuen Aktien ermiglicht wird,
kantt das Bezugsangebot auch im Wege eines mitielbaren Bezugsrechts abgawickelt
wetden. Hierbel sirid die neven Stiickaktion von einem oder mehreren Kreditinstitiit(en)
oder Unternehmen, das bzw. die nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder
Abs, 7 KW tatig ist bzw, sind, niit der Verpflichtung zu zeichnen und zu Gbemehmen,
diese Aktien den Aktiondren der Gesellschaft im Verhdlmis von 1 zu 6 zum Besug
anzubietei,

- ‘Den Aktioniren wird die Moglichkeit eines Mehrbezuges in der Form singeriumt werden,
dass ihnen Gber ihr gesetzliches Bezugsrecht hmaus weitere neue Akiien, fir die
Bezugsrechte nicht ausgeiibt wurden, zwm Ervwerb angeboten werden.

Die Kepitalerhshung ist bis zum Ablauf des 27.09.2008 durchzufithren,

Der Vorstand wird ermachtist, mit Zustimmung des Aufsichtsrates die weiteren
Einzelheiten der Kapitalerhthung und ihrer Durchfithrung, insbesondere die ‘weiteren
Bedingungen fiir die Auspabe der Aktien, festzulegen, Hierzu gehttt auch die Festsetzung
des Bezugspreises,

- Der Vorstand wird angewiesen, die Barkapitalerhdhung insgesamt niche durchzufithren,

wenn nicht bis spatestens drei Monate nach Eintragung des Beschlusses {iber diese .
Barkapitalerhohung mindestens 199.000.000 neve Stickakiien gezeichnet sind. Qﬁ

L
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Sollten innerhalb der Bezugsfiist Aktien nicht bezogen werden, so konnen diese im
Rahmen emer Privatplatzierung Anlegern zum festgesetzten Bezugspreis angeboten
werde,

Der Aufsichtsrat wird ermdchtigt, die Fassung des § 5 Absatz 1 der Satzung
(Grundkapital) emsprechend der Hohe der Durchfihring der Kapitalerhishung
anzupassen.

Begriindung (ausfithrliche, erginzende Hinweise unter
hitp://wwiw.vip-cq.com/pdf/alkibriefikh 200803, pdf):

1.1. Der vom Vorstand wund Aufsichtsrat =u Tagesordnungspunkt 6 unterbreitete
Beschiussvorsehlag sieht im zweiten Spiegelstrich lediglich vor, den Aktionsren die Mbglichkejt
-einey Mehrbezugs eingerfumt werden kann, aber nicht muB, Der Mehrbezug meint, dass ein
Akdionir, der bereits ein Bezugsrecht ausgeiibt hat, ein weitefes Bezugsrecht (Nachbezugsrecht)
‘haben kann und sich dieses Bezngsrecht auf disjenigen Aktien bezieht, die seine Mitaktionice
nicht: bereits gezeichnet haben, Mit andereii Worten: Wenn und soweit Aldionire ihr
Bezugsrecht nicht austiben, stellt sich im Hinblick auf das Mehrbezgsrecht die Frage, ob die
nicht-gezeichneten neuen Aktien zwingend den Mitaktiondiren, die ihr Bezugsrecht bereits
-ausgetibr haben, zum (Nach-)Bezug anzubisten sind. Der Beschiussvorschlag der IKB sieht
lediglich vor, dass den Aktiongren die Moglichkeit eingertiumit werden , lann® ¢1).

1.2 Insoweit gehit die JKB - Gberraschend — rechtfiche Risiken ein, die die grundlegends
Kapitalerhthung und deren Durchfithrung gefihrden: Die IKB scheint sich auf eine
Rechtsprechung des LG Hamburg und OLG Hamburg berufen zu wollen. Es ist zwar richtig,
dass das Aktienrecht kein susdritckliches Nachbezugsrecht kennt. Allerdings steht das
Nachbezugsrecht in Konsequenz zur guten Cotporate Governance und vergleichbaremn GbH-
Recht. Es ist nicht ohne Weiteres ersichtlich, aus welchen Griinden das Nachbezugsrecht nicht
anch zy Guusten jedes sirzelnen Aktionars gelten soll. ‘Daran 4ndert etwa auch der Umistand
nichts, dass das Nachbezugsrecht im Aktienrecht nicht ansdriicklich geregelt ist. Generell bedarf
ein Bezugsrecht keiner ausdriicklichen gesetzlichen Regelung; das Bezugsrecht folgt aus der
Mitgliedschaft. Nicht anderes kann nach Meinung der VIP auch fiir das Nachbezugsrecht eines
Aktiondrs pelten,

13. Das Nachbezygsrecht jedes' Kleinaktiondrs wird votliegend verletzt, ohne dass ein

sachlicher Grund erkénnbar wire, Auch dis VerbaltnismaBickeit des Ausschlusses des
Nachkbezugsrechts ist nicht erkennbar; erst recht wird itber den-Ausschluss des Nachbezugsrec ”
nicht berichtet. %
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2. Der im Rahmen dieses Gegenantrags unter dem dritten Spiegelstrich eingefiigte Satz soll
gewahﬂmsten, dass die Kapitalerhshung bis zu einem bestimmien Zeitpunkt durchgefiihrt

worden ist. Der Zeitpunkt liegt kurz nach der angekindigten ordentlichen Hauptversammlung
2008,

21 Generell ist dareuf hinzuyweisen, dass die zu Punkt 6 der Tagesordnung vurgeschlagene
Barkapitalethohung nach dem Wortlaut des ersten Spicgelstriches eine Barkapitalerhohung ,um
bis zu* ist; der Erhthungsbetrag der Kapitalerhthung ist unbestimnit.

2.2, Rechtlich ist bei einem unbestimmten Erhobungsbetrag die verbindliche - und
ausdriickliche - Festlegung  der  Durchfiibrungsfrist gine  unerlassliche
Wirksamkeitsvoraussetzung (vel. Happ, Aktienracht, 3. Aufl, 12,01 zu Rz. 12 (8. 1413); LG
Hamburg, AG 1995, 92, 93: Es bedarf einer., eindeutigen Ausfiihrungsfrist).

0b und inwieweit der Beschlusg iber die Kapitalerhdhung éire hinreichende Durchfthrungsfrist
enthalt bzw. enthalten wird, ist gegenwértiz unklar, Der vierte Spiegelsttich des vom
Aufsichtsrat und Vorstand der IKB unterbreiteten Beschlussvorschiages sieht etwa nur vor, dass
der Vorstand angewiesen wird, die Barkapitalerhithung insgesarnt nicht (1) durchzufihren, wenn
nicht bis spitestens drei Monate nach der Eintragung des Beschlusses tiber die
Barkapitalerhdhung mindestens 199 Mio, Aktisn gézeichnet worden sind. Man kann trefflich
dariiber streiten, ob dies bereits éine Durchfithrungsfrist bsinhaltet. Es ist erstaunlich, dass die
IKB bei einer so grundlegenden Kapitalerhthung derartige Rechisfragen offen lisst und stwaige
rechtliche Risiken eingeht.

Bs st nicht zu  verkennen, das die KfW Beifriige zum Erhalt der TKR geleistet hat, die ihrer
Verantwortung entsprechen. Die Vorginge der letzten Monate unterliegen elner Entlastung tiber das
Jaufende Jahr in der kommenden Hauptversammiung,

Wir - VIP (yrww.VIP-cg.com) - weisen darauf hin, dass die TKB Deutsche Industrichank AG
verpflichtet ist, die vorstehenden (Gegen-)Antréige gemsf § 126 AktG simtlichen Aktiondren
zuginglich zu machen, Wir sind (gerne) bereit, Stimmrechte Dritter zy verireten oder Weisungen
zur Stimmrechtsausiibung zu exekutierett,

Stellungnahme  zum Gegenantrag der VIP Vereinigung Institutio-

nelle  Privatanleger e.V. zu Tagesordnungspunkt 6
Der Vorstand halt an seinem bisherigen, in der Haupt-
versammlungseinladung veroffentlichten Beschlussvorschlag aus

den folgenden  Grinden fest:
Die Einrdumung eines Nachbezugsrechts an Aktionare  fir solche

Aktien, die von anderen bezugsberechtigten Aktionaren  wéhrend
der Bezugsfrist nicht gezeichnet wurden, ist gesetzlich nicht
zwingend vorgesehen.  Der Beschlussvorschlag der Verwaltung
stellt folglich keinen Bezugsrechtsausschluss dar. Vorstand

und Aufsichtsrat halten es auch nicht fur zweckmallig, sich
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Stellungnahme zum Gegenantrag der VIP Vereinigung Institutio-
nelle Privatanleger e.V. zu Tagesordnungspunkt 6

Der Vorstand hält an seinem bisherigen, in der Haupt-
versammlungseinladung veröffentlichten Beschlussvorschlag aus
den folgenden Gründen fest:
Die Einräumung eines Nachbezugsrechts an Aktionäre für solche
Aktien, die von anderen bezugsberechtigten Aktionären während
der Bezugsfrist nicht gezeichnet wurden, ist gesetzlich nicht
zwingend vorgesehen. Der Beschlussvorschlag der Verwaltung
stellt folglich keinen Bezugsrechtsausschluss dar. Vorstand
und Aufsichtsrat halten es auch nicht für zweckmäßig, sich 


hinsichtlich der Verwertung nicht bezogener Aktien auf eine
bestimmte  Vorgehensweise  bereits im Voraus festzulegen. Vielmehr
wird zu gegebener Zeit entschieden, ob die Einrdumung eines
Nachbezugsrechts oder eine andere Form der Verwertung nicht
bezogener Aktien nach Lage der Dinge im besten Interesse der
Gesellschaft ist. '

Die Festlegung eines kalendermafRig  fixierten Enddatums fur die
Durchfihrung  der Kapitalerhfhung ist ebenfalls weder rechtlich
erforderlich noch zweckmaf(ig. Zwar ist es richtig, dass bei
einer betragsmallig nicht abschliel3end fixierten (sog. Bis-zu-)
Kapitalerh6hung eine  Durchfiihrungsfrist fur erforderlich

gehalten wird, da der Vorstand hinsichtlich . der Durchfuhrung
der Kapitalerhhung in  zeitlicher Hinsicht kein Ermessen haben
soll. Diesem Erfordernis wird die im Verwaltungsvorschlag
enthaltene Formulierung, nach der die Kapitalerhbhung insgesamt
nicht mehr durchzufihren ist, wenn bis spatestens drei Monate
nach Eintragung des Kapitalerh6hungsbeschlusses nicht mindestens
199.000.000 neue Stuckaktien gezeichnet  sind, ~aber vollstandig
gerecht, da der Vorstand verpflichtet ist, den Kapitalerh6hungs-
beschluss  unverzuglich nach der Hauptversammlung zur Eintragung
in das Handelsregister anzumelden. Da sich der Zeitpunkt der
Eintragung  aufgrund von Umstdnden, auf die der Vorstand keinen
Einfluss hat, verzogern kann, konnte eine Frist mit einem fixen
Enddatum die Durchfihrung  der Kapitalerhohung zudem unnotig
gefahrden.
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hinsichtlich der Verwertung nicht bezogener Aktien auf eine
bestimmte Vorgehensweise bereits im Voraus festzulegen. Vielmehr
wird zu gegebener Zeit entschieden, ob die Einräumung eines
Nachbezugsrechts oder eine andere Form der Verwertung nicht
bezogener Aktien nach Lage der Dinge im besten Interesse der
Gesellschaft ist.
Die Festlegung eines kalendermäßig fixierten Enddatums für die
Durchführung der Kapitalerhöhung ist ebenfalls weder rechtlich
erforderlich noch zweckmäßig. Zwar ist es richtig, dass bei
einer betragsmäßig nicht abschließend fixierten (sog. Bis-zu-)
Kapitalerhöhung eine Durchführungsfrist für erforderlich
gehalten wird, da der Vorstand hinsichtlich der Durchführung
der Kapitalerhöhung in zeitlicher Hinsicht kein Ermessen haben
soll. Diesem Erfordernis wird die im Verwaltungsvorschlag
enthaltene Formulierung, nach der die Kapitalerhöhung insgesamt
nicht mehr durchzuführen ist, wenn bis spätestens drei Monate
nach Eintragung des Kapitalerhöhungsbeschlusses nicht mindestens
199.000.000 neue Stückaktien gezeichnet sind, aber vollständig
gerecht, da der Vorstand verpflichtet ist, den Kapitalerhöhungs-
beschluss unverzüglich nach der Hauptversammlung zur Eintragung
in das Handelsregister anzumelden. Da sich der Zeitpunkt der
Eintragung aufgrund von Umständen, auf die der Vorstand keinen
Einfluss hat, verzögern kann, könnte eine Frist mit einem fixen
Enddatum die Durchführung der Kapitalerhöhung zudem unnötig
gefährden.





